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It’s Not Immigration, 
Stupid!
Zuwanderung treibt Menschen weniger um, 
als öffentliche Debatten vermuten lassen

Folgt man medialen Diskursen und politischen Debatten, ist die größte 
gesellschaftliche Herausforderung die Aufnahme von Zugewanderten. 
Diese Wahrnehmung entspricht aber nicht dem Empfinden der meisten 
Menschen. Umfragen zeigen, dass ganz andere Sorgen darauf warten, 
von der Politik bearbeitet zu werden.  

Heiko Giebler und Karoline Estermann

Finanzkrisen, Klimakatastrophen, Flucht- 
und Migrationsbewegungen, Corona-
Pandemie, ein globaler Trend zur Autokra-

tisierung, Wissenschaftsfeindlichkeit, massive 
militärische Konflikte – die Liste der gegenwär-
tigen Probleme ist lang. Und mehr als früher 
überlappen und beeinflussen sich diese Heraus-
forderungen gegenseitig. Vor allem in liberalen 
Demokratien erweist sich das Thema „Zuwande-
rung“ als Dauerbrenner. Natürlich geht es dabei 
um eine große und schwierige gesellschaftliche 
Aufgabe. Gerade in repräsentativen Demokra-
tien stellt sich aber die Frage, für wie wichtig 
Bürger*innen dieses Thema tatsächlich halten. 
Ein zentraler Mechanismus der Demokratie ist 
Responsivität: Gewählte Vertreter*innen sollten 
auf Ängste, Sorgen und Wünsche der Bevölke-
rung reagieren. Die Politik sollte sich dabei, im 
Rahmen des (rechtlich) Möglichen, an den Prio-
ritäten der Bürger*innen orientieren. Wenn an-
haltend über Migration diskutiert wird, sollte 
das also ein Ausdruck der Bevölkerungsmei-
nung sein oder sich zumindest in dieser spie-
geln. In Deutschland und vielen anderen Län-
dern ist das allerdings nicht der Fall, wie unse-
re Untersuchungen zeigen. Als eine der größten 

Herausforderungen unserer Zeit betrachten 
nämlich viele Menschen die ökonomische Un-
gleichheit – und nicht Zuwanderung.

Für die repräsentative Bevölkerungsumfrage 
„Public Attitudes towards the Liberal Script 
(PALS)“ wurden zwischen 2021 und 2023 im 
Rahmen des Exzellenzclusters „Contestations of 
the Liberal Script“ Daten von mehr als 60.000 
Menschen in 30 Ländern erhoben, unter ande-
rem in Australien, Deutschland, Indien, Peru, 
Tunesien und den USA. Neben Einstellungen zu 
unterschiedlichen liberalen Normen wurde ge-
fragt, wie verschiedene Herausforderungen 
wahrgenommen werden. Die Befragten sollten 
zum Beispiel angeben, welche Aspekte sie für 
eine große gesellschaftliche Bedrohung halten 
(Mehrfachnennungen waren möglich). Jede 
Person bewertete 8 Aspekte, die teilweise zu-
fällig aus einer Liste von 15 möglichen Aspek-
ten bestimmt wurden. Neben Zuwanderung 
und ökonomischer Ungleichheit waren dies As-
pekte wie Krieg und Gewalt, Steuerhinterzie-
hung, Klimawandel oder alternde Gesellschaf-
ten. Über alle Länder und Personen hinweg 
landet Zuwanderung mit einer Auswahlhäufig-
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keit von lediglich 34 Prozent auf Platz 14, wäh-
rend auf den vorderen Plätzen ökonomische 
Ungleichheit (64 %), Pandemien (63 %), Hunger 
und Armut (59 %) oder Steuerhinterziehung 
(55 %) zu finden sind. 

Natürlich sind Gesellschaften in unterschiedli-
cher Weise von Zuwanderung betroffen. Die 
Abbildung zeigt, wie sich entsprechend die 
Wahrnehmungen der Aspekte Zuwanderung 
und Ökonomische Ungleichheit unterscheiden. 
Auf der vertikalen Achse ist der Prozentsatz 
der befragten Personen zu sehen, die Zuwande-
rung als große gesellschaftliche Bedrohung be-
trachten. Auf der horizontalen finden sich die 
entsprechenden Werte für ökonomische Un-
gleichheit. Bei der Zuwanderung liegen Südaf-
rika und die Türkei deutlich über dem Gesamt-
durchschnitt, sogar über der 50-Prozent-Marke. 
Diese Länder sind stark, aber natürlich nicht 
als einzige der 30 Länder, von Zuwanderung 
und Fluchtbewegungen betroffen. Ganz anders 
sieht es bei der öffentlichen Meinung zur öko-
nomischen Ungleichheit aus. Hier liegen 28 
Länder über der 50-Prozent-Marke. Für alle 
Länder gilt, dass mehr Menschen ökonomische 
Ungleichheit als Bedrohung wahrnehmen, als 
dies für Zuwanderung gilt. Auch in Deutschland 
nennen nur 33 Prozent Zuwanderung als Be-
drohung, während ökonomische Ungleichheit 
doppelt so häufig ausgewählt wird.

Heiko Giebler  ist Leiter der Forschungsgruppe 
„Comparative Survey“ und des Data & Methodo-
logy Centers im Exzellenzcluster SCRIPTS an der 
Freien Universität Berlin und Gastwissenschaftler 
der Abteilung Transformationen der Demokratie 
am WZB.  heiko.giebler@wzb.eu

Nun kann man einwenden, dass sich die öffent-
liche Meinung ändern kann – und die Daten 
wurden nicht in den letzten Monaten erhoben. 
Und doch stützt eine Rückschau auf die Bun-
destagswahl im Februar 2025 unsere Ergebnis-
se: Schon vor dem Scheitern der Ampel-Koali-
tion prägten Diskussionen um hohe Ausgaben 
für Flüchtlinge, ausländische Straftäter*innen 
und illegale Einwanderung das Geschehen. Alle 

„Ökonomische Ungleichheit stellt eine große Bedrohung dar“
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Was den Menschen Sorgen macht – eine Umfrage in 30 Ländern

Quelle: Umfrage PALS, SCRIPTS.

Titelthema: Migration    53

mailto:heiko.giebler%40wzb.eu?subject=


ten Sorgen aus. Deutlich mehr Sorgen machen 
sich die Menschen um stabile politische Ver-
hältnisse, die Zukunft der Demokratie und des 
Rechtsstaates oder außenpolitische Fragen.

Ein zweiter Einwand gegen die Interpretation, 
dass Migration in den Augen der Bürger*innen 
keine große Bedrohung darstellt, könnte sein, 
dass andere Herausforderungen durch Migra
tion entstehen oder verstärkt werden. Zum 
Beispiel werden Kriminalität, fehlende Investi-
tionen in Bildung oder Infrastruktur und hohe 
Kosten des Wohlfahrts- und Gesundheitssys-
tems häufig als Folge von Zuwanderung prä-
sentiert – vor allem von Parteien aus dem 
rechten Spektrum, doch auch Parteien aus der 
Mitte übernehmen immer häufiger dieses Nar-
rativ. In dieser Logik würden Bürger*innen 
zwar Kriminalität oder innere Sicherheit als 
große Herausforderung nennen, dahinter stün-
de aber die Einschätzung, dass diese Herausfor-
derung primär als Konsequenz von Zuwande-
rung entsteht. Dies lässt sich mit Blick auf die 
Ergebnisse von PALS widerlegen: Befragte Per-
sonen konnten so viele Bedrohungen auswäh-
len, wie für sie relevant waren. Wäre der Ein-
wand korrekt, hätten Personen vermutlich zu-
sätzlich Zuwanderung ausgewählt – was sie 
nicht taten. Die politische Verquickung von Im-
migration mit anderen Themen führt zu einem 
Missstand: Andere Herausforderungen werden 
möglicherweise überlagert und umdefiniert, 
schwerer wiegende Ursachen werden ausge-
blendet.

Die Migrationsdebatte ist ein Beispiel dafür, 
wie Responsivität dysfunktional werden kann. 
Wenn Mandatsträger*innen verzerrten Wahr-
nehmungen folgen und Lautstärke und Wieder-
holung die tatsächlichen Mehrheitsverhältnisse 
übertönen, entspricht Politik nicht mehr den 
wahren Problemlagen. Nun wäre es naiv zu ar-
gumentieren, dass Migration keine Herausfor-
derungen mit sich bringt oder niemandem 
Sorgen bereitet. Das Thema Migration wird von 
politischen Akteuren und im öffentlichen Dis-
kurs aber bereits sehr ernst genommen – im 
Vergleich zu anderen Themen sogar zu sehr, 
zumindest wenn sich politisches Handeln an 
den Bedürfnissen der Bürger*innen orientie-
ren soll. So wird aus falsch informierter Re-
sponsivität ein demokratisches Defizit: Es be-
steht die Intention, der öffentlichen Meinung 
gerecht zu werden, doch die ist aus dem Blick-
feld geraten.  

Karoline Estermann  ist Mitarbeiterin in der For-
schungsgruppe „Comparative Survey“ und Dokto-
randin in der Berlin Graduate School for Global 
and Transregional Studies (BGTS) im Exzellenz-
cluster SCRIPTS an der Freien Universität Berlin. 
 karoline.estermann@fu-berlin.de 

größeren Parteien, mit Ausnahme der Partei 
Die Linke, nahmen im Verlauf deutlich einwan-
derungsskeptischere Positionen ein. Dies gip-
felte im Versuch des damaligen CDU-Kanzler-
kandidaten Friedrich Merz, mithilfe der Stim-
men der AfD noch vor dem Wahltermin einen 
Kurswechsel durchzusetzen. Kurz: Während in 
vielen anderen Politikbereichen sehr wenig 
Aktivität zu erkennen war, spielte Migration 
eine enorm wichtige Rolle in den öffentlichen 
Auseinandersetzungen vor der Wahl.

Umfragen von infratest dimap und der For-
schungsgruppe Wahlen in der Woche vor der 
Wahl und am Wahltag bestätigen dagegen den 
Eindruck, der sich auch in den PALS-Daten 
zeigt: Zuwanderung hat in den Köpfen der Bür-
ger*innen bei Weitem nicht die Relevanz, wie 
politische Debatten und öffentliche Diskussion 
den Anschein erwecken. Laut Forschungsgrup-
pe Wahlen waren die wichtigsten Themen für 
die Wahlentscheidung bei der Bundestagswahl 
2025 nicht etwa Flucht und Asyl (28 %), son-
dern Frieden und Sicherheit (51 %), Wirtschaft 
(40 %) und Soziale Gerechtigkeit (34 %). Bei 
 infratest dimap wurde bei der Frage nach dem 
wichtigsten Motiv für die Wahlentscheidung 
von nur 15 Prozent der Befragten Zuwande-
rung genannt. Aus der gleichen Umfrage wird 
ersichtlich, dass sich zwar 55 Prozent der Deut-
schen Sorgen machen, dass „zu viele Fremde 
nach Deutschland kommen“. Das macht aber 
nur einen Platz im Mittelfeld der 15 abgefrag-
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„Im Vergleich zu anderen Themen“ ist hier al-
lerdings ein sehr wichtiges Stichwort. Sicher-
lich finden sich auch Umfragen, aus denen ge-
lesen werden kann, dass Zuwanderung eine 
gewichtigere Rolle für Bürger*innen besitzt. So 
weist auch die bereits angesprochene Umfrage 
der Forschungsgruppe Wahlen zur Bundestags-
wahl aus, dass 62 Prozent der Deutschen der 
Meinung sind, dass Deutschland „die vielen 
Flüchtlinge nicht mehr verkraften“ könne. Wie 
aufgezeigt, sehen Bürger*innen aber andere 
Bedrohungen als deutlich wichtiger an, wenn 
eben nicht nur nach Migrationsthemen gefragt 
wird. Politik kann nicht alle Herausforderungen 
gleichzeitig angehen, zeitliche und wirtschaftli-
che Ressourcen sind begrenzt. Wenn sich poli-
tische Akteure wahrhaftig an der öffentlichen 
Meinung orientieren wollen, scheint eine Ver-
lagerung des Diskussions- und Handlungsfokus 
auf andere Themen unausweichlich.

Das Resultat falscher Responsivität ist eine Re-
präsentationslücke. Was in Deutschland mit 
dem Bemühen von Politik und Medien begann, 
die Sorgen der Pegida-Demonstrationen ernst 
zu nehmen, bedeutet heute eine Überrepräsen-
tation einwanderungsskeptischer Positionen. 
Andere Themen, die in der Einschätzung der 
Bürger*innen bedrohlicher sind, kommen da-
durch zu kurz. Das kann Unzufriedenheit ver-
stärken.

Wenn wir allerdings täglich mit einem Thema 
konfrontiert werden, entsteht der Eindruck, 
dass dieses Thema wichtig ist. Dies kann gezielt 

von politischen Akteuren genutzt werden, um 
eine Politisierung und in der Konsequenz auch 
eine Polarisierung voranzutreiben – vergleich-
bar mit den Prozessen, die Steffen Mau und 
Kollegen in ihrem Buch „Triggerpunkte“ be-
schreiben. Politisierung kann zu Polarisierung 
führen, die dann Politisierung neu rechtfertigt.  
Weltweit haben rechte Parteien die Zuwande-
rung als Reizthema instrumentalisiert. Sie pro-
fitieren, wenn das Vertrauen in etablierte poli-
tische Akteure und demokratische Prozesse 
schwindet. Ein zentrales Motiv dafür, diese Par-
teien zu wählen, ist der Eindruck, dass „Die da 
oben“ nicht die Interessen der Bürger*innen 
vertreten. Wenn in der Wahrnehmung Zuwan-
derung andere Bedrohungen hervorbringt, 
muss man die Zuwanderung stoppen, um eine 
Verbesserung in anderen Bereichen herbeizu-
führen. Natürlich ist eine solche Vereinfachung 
realitätsfremd. Trotzdem wird mit dieser Er-
zählung das Kernthema rechter Parteien ins 
Rampenlicht gerückt.

In vielen Ländern, gerade auch in Deutschland, 
ist eine Diskrepanz zwischen öffentlicher Mei-
nung und öffentlichem Diskurs zu beobachten. 
Politische Akteure und Medien stehen in der 
Verantwortung, diese Diskrepanz zu verrin-
gern. Wenn es ihnen gelingt, andere Herausfor-
derungen als Migration und Integration in den 
Mittelpunkt zu rücken – allen voran die ökono-
mische Ungleichheit –, könnte das einer weite-
ren Enttäuschung über das mangelhafte Funk-
tionieren der repräsentativen Demokratie ent-
gegenwirken. 
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